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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 
2010) in der zurzeit gültigen Fassung 
 
Die Anhörung der Zentralen Ausländerbehörde Köln – 
Amt 33/-204 
 

Datum der Verfügung 
21.06.2023 

Az.:Zentrale Ausländerbe-
hörde Köln-Amt 33/-204 

Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 
MAHMOUDI, Abdelkader, zuletzt wohnhaft 
Deutschherrenstraße 30, 53177 Bonn  

 

 

Jetzt unbekannten Aufenthalts, liegt zur Abholung oder 
Einsichtnahme durch die Empfänger oder deren Bevoll-
mächtigten während der Dienststunden in den Räum-
lichkeiten der Zentralen Ausländerbehörde Köln, Dillen-
burger Str. 64-66, 51105 Köln, Zimmer 5D15, bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß § 10 
Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öffentlich 
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG 
als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, 21.06.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Wintz 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 
2010) in der zurzeit gültigen Fassung 
 
Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 
20.06.2023 

Az.: 
50-223/90072 

Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 
Adow, Ali 

 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 4, 
bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß § 10 
Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öffentlich 
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG 
als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, 20.06.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Kolodziej 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 
2010) in der zurzeit gültigen Fassung 
 
Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 
20.06.2023 

Az.: 
50-223/905200 

Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 
An Herrn: Daniel Orlando Mideros Barragan 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 4, 
bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß § 10 
Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öffentlich 
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG 
als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, 20.06.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Kolodziej 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 
2010) in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 
21.06.2023 

Az.: 
50-223/897264 

Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 
An Herrn: Sean Schmidt 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 9, 
bereit. 
 

Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß § 10 
Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öffentlich 
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG 
als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, 21.06.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Imaschewski 
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Bekanntmachung über die öffentliche Auflegung 
der Vorschlagsliste 

 

Wahl der Jugendschöffinnen und Jugendschöffen der 
Bundesstadt Bonn für die Amtszeit vom 1.1.2024 bis 
31.12.2028 in den Schöffengerichten des Amtsgerichts 
Bonn und den Strafkammern des Landgerichts Bonn  
 

Der Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie (Ju-
gendhilfeausschuss) der Stadt hat in der Sitzung am 
1.6.2023 den Beschluss über die Vorschlagsliste zur 
Wahl der Jugendschöffinnen und -schöffen für das 
Landgericht Bonn und das Amtsgericht Bonn gefasst. 

Die Listen liegen gemäß § 36 Abs. 3 Gerichtsverfas-
sungsgesetz (GVG) in der Zeit vom 30.6.2023 bis ein-
schließlich 7.7.2023 während der allgemeinen Dienst-
zeiten beim Amt für Kinder, Jugend und Familie der 
Bundesstadt Bonn, Sankt Augustiner Straße 86, 53225 
Bonn, im Foyer an der Information zu jedermanns Ein-
sicht aus.  

Gegen die Vorschlagsliste kann gem. § 37 Gerichtsver-
fassungsgesetz binnen einer Woche nach Schluss der 
Auflegung schriftlich oder zur Niederschrift bei der vor-
genannten Dienststelle Einspruch erhoben werden, mit 
der Begründung, dass in die Vorschlagsliste Personen 
aufgenommen worden sind, die nach § 32 GVG nicht 
aufgenommen werden durften oder nach den §§ 33, 34 
GVG nicht aufgenommen werden sollten.  

Bonn, den 14.6.2023  
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
Torsten Boczek 
Stellv. Leiter des Amtes für Kinder, Jugend und Familie 
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1. Satzung
zur Änderung der Satzung der Bundesstadt Bonn über die Regelung des 

Verfahrens bei der Durchführung von Einwohneranträgen, Bürgerbegehren
und Bürgerentscheiden

vom 20. Juni 2023
Der  Rat  der  Bundesstadt  Bonn  hat  in  seiner  Sitzung  am 13.06.2023 aufgrund  des  
§7 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung  vom  14. Juli  1994 (GV. NRW. S. 666/SGV.NRW  S. 2023),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW.
S. 490), folgende Satzung beschlossen

Artikel I
Die Satzung der Bundesstadt Bonn über die Regelung des Verfahrens bei der 
Durchführung von Einwohneranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden vom 
15. Februar 2022 (Amtsblatt der Bundesstadt Bonn S. 97) wird wie folgt geändert:

§ 3 erhält folgende Fassung:

§ 3

Bürgerbegehren gem. § 26 Abs. 1 Satz 1 GO NRW

Die Verwaltung ist in den Grenzen ihrer Verwaltungskraft ihren Bürger*innen bei der 
Einleitung eines Bürgerbegehrens behilflich. Die antragstellenden Personen werden 
auf Wunsch von der Verwaltung informiert (z. B. über Verfahrensfragen zur 
Antragstellung und Unterschriftensammlung bzw. Fragen der Zuständigkeit des 
Rates und der Bezirksvertretungen).

Bürgerbegehren werden durch den bzw. die Oberbürgermeister*in oder einer 
benannten Fachdienststelle der Verwaltung entgegengenommen. Der Rat wird 
hiervon unverzüglich unterrichtet. Der bzw. die Oberbürgermeister*in veranlasst 
umgehend nach Eingang des Begehrens eine Prüfung des Bürgerbegehrens. Die 
Prüfung erstreckt sich sowohl auf die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens als auch auf 
die Rechtmäßigkeit eines späteren Bürgerentscheids. Sie ist unverzüglich 
durchzuführen und muss spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des 
Begehrens abgeschlossen sein. Nachdem der Rat über das Ergebnis der Prüfung 
unterrichtet worden ist, entscheidet er unverzüglich über die Zulässigkeit des 
Begehrens.

Die für die Höhe des Unterschriftenquorums gemäß § 26 Abs. 4 bzw. Abs. 9 GO 
NRW maßgebliche Zahl der Bürger*innen wird vom Amt „Bürgerdienste“ der 
Bundesstadt Bonn zum 31. Dezember des Vorjahres festgestellt.

Bürgerbegehren, die an eine Bezirksvertretung gerichtet sind, werden von den 
Bezirksbürgermeister*innen oder einer benannten Fachdienststelle der Verwaltung 
entgegengenommen. Auch über die Zulässigkeit dieser Bürgerbegehren entscheidet 
der Rat. Im Übrigen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.
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(5)

Dörner
Oberbürgermeisterin

Die Vertretungsberechtigten können nach Vorliegen der Kostenschätzung gem. § 26 
Abs.  2  Satz  7  GO  NRW  beantragen  zu  entscheiden,  ob  das  Bürgerbegehren  mit 
Ausnahme der Voraussetzungen des § 26 Abs. 4 GO NRW (Unterschriftenquorum)
zulässig   ist   (sogenannte   Vorprüfung).   Über   den   Antrag   entscheidet   der 
Hauptausschuss innerhalb von acht Wochen.

Artikel II
Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.

- - -

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
  wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) die Oberbürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die
  verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bonn, den 20. Juni 2023
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Artikel I 

Die Hauptsatzung der Bundesstadt Bonn vom 1. Juli 1996 (Amtsblatt der Bundesstadt 

Bonn S. 317), zuletzt geändert durch Satzung vom 15. Februar 2022 (Amtsblatt der 

Bundesstadt Bonn S. 107) wird wie folgt geändert: 

 

§ 10 erhält folgende Fassung: 

 

§ 10 
Anregungen und Beschwerden (§ 24 GO NW) und Bürgerbegehren (§ 26 GO NW) 

 
(1) Die Erledigung von Anregungen und Beschwerden i.S. des § 24 

Gemeindeordnung NRW wird dem Bürgerinnen- und Bürgerausschuss 
übertragen. Der Ausschuss stellt seine Auffassung zu den Anregungen und 
Beschwerden durch Beschluss fest. Die Verwaltung unterrichtet die Antragstellerin 
und Antragsteller über die Entscheidung des Ausschusses. 

 
 
(2) Zu den Angelegenheiten, in denen die Entscheidungskompetenzen dem Rat (§ 41 

GO NW), den Bezirksvertretungen (§ 37 GO NW), den nach der 
Zuständigkeitsordnung des Rates entscheidungsbefugten Ausschüssen oder der 
Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister übertragen sind, gibt der 
Bürgerinnen- und Bürgerausschuss  eine Empfehlung zur Beratung und 
Entscheidung in der Sache ab. In den Sitzungen, in denen über diese 
Empfehlungen in den vorgenannten Gremien beraten und entschieden wird, ist der 
Ausschussvorsitzende des Bürgerinnen- und Bürgerausschusses im 
Verhinderungsfall einer seiner Stellvertreter zu laden und kann sich an den 
Beratungen beteiligen. 

 
(3) Auf das Verfahren im Einzelnen findet die Geschäftsordnung des Rates ent-

sprechende Anwendung. 
 
(4)  Die Entscheidung über einen Antrag nach § 26 Abs. 2 Satz 7 GO NW (Vorprüfung 

der Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens) wird auf den Hauptausschuss 
übertragen.  

 
 

Artikel II 
Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 

- - -

18. Satzung

zur Änderung der Hauptsatzung

der Bundesstadt Bonn

vom 20. Juni 2023

Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am 13.06.2023 aufgrund des 

§7 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV.NRW S. 2023),

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW.

S.4 90), folgende Satzung beschlossen
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- - -

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
    wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) die Oberbürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
    verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Dörner
Oberbürgermeisterin

Bonn, den 20. Juni 2023
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  Haus- und Badeordnung
für die Bäder der Bundesstadt Bonn

§ 1
Zweck der Haus- und Badeordnung

Die Haus- und Badeordnung dient der Sicherheit, Sauberkeit und Ordnung in den
Hallen- und Freibädern der Bundesstadt Bonn.

§ 2
Verbindlichkeit der Haus- und Badeordnung

Die Haus- und Badeordnung ist für die Badegäste verbindlich. Für den an der Kasse 
geschlossenen Vertrag gelten die gesetzlichen Regelungen.

Das Personal oder weitere Beauftragte des Sport- und Bäderamtes üben das Hausrecht aus.
Den Anordnungen des Personals oder der Beauftragten des Amtes ist Folge zu leisten.
Badegäste, die gegen die Haus- und Badeordnung verstoßen, können des Bades verwiesen 
werden. Im Falle der Verweisung aus dem Bad wird das Entgelt nicht erstattet.
Darüber hinaus kann je nach Schwere des Verstoßes ein zeitlich befristetes oder dauerhaftes 
Hausverbot durch die Leitung des Sport- und Bäderamtes oder deren Beauftragte 
ausgesprochen werden.

Die Haus- und Badeordnung gilt für den allgemeinen Badebetrieb. Bei Sonderveranstaltungen 
oder Nutzung durch bestimmte Personengruppen (z.B. Schul- und Vereinsschwimmen) können 
Ausnahmen zugelassen werden, ohne dass es einer Aufhebung der Haus- und Badeordnung 
bedarf.

Politische Handlungen, Veranstaltungen, Demonstrationen, die Verbreitung von 
Druckschriften, das Anbringen von Plakaten oder Anschlägen, Sammlungen von 
Unterschriftenlisten sowie die Nutzung des Bades zu gewerblichen oder sonstigen nicht 
badüblichen Zwecken sind nur nach Genehmigung durch das Sport- und Bäderamt erlaubt.

Lehren oder Üben des Schwimmens in Gruppen ist nur mit vorheriger ausdrücklicher 
Genehmigung durch das Sport- und Bäderamt gestattet.

  § 3
Öffnungszeiten und Entgelte

Die Öffnungszeiten und der Entgelttarif werden am Eingang des Bades und im Internet auf der 
Homepage der Bundesstadt Bonn bekannt gemacht.

Die Schwimm- und Duschzeit endet 15 Minuten vor Ablauf der Öffnungszeit.

Einlassschluss ist in Schwimmhallen und Freibädern 40 Minuten vor Ende der Öffnungszeit.

Die Badegäste haben die Bädereinrichtungen vor Ablauf der Öffnungszeit zu
verlassen.

Für die Durchführung des Schul- und Vereinsschwimmens sowie Kursangebote und 
Veranstaltungen für bestimmte Personengruppen können besondere Zutrittsvoraussetzungen 
und Öffnungszeiten festgelegt werden.
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(6) Erworbene Eintrittskarten oder andere Zutrittsberechtigungen werden im Falle ihres Verlustes 
nicht erstattet. 

 
(7) Bei Schließungen von Bädern bzw. Teilbereichen von Bädern besteht kein Anspruch auf Ersatz 

oder Minderung des Eintrittspreises. 
 

(8) Wird eine Ermäßigung nach der Entgeltordnung in Anspruch genommen, so ist 
die Berechtigung durch den entsprechenden Ausweis gegenüber dem Personal 
des Betreibers oder sonstigen von ihm beauftragten Dritten auf Verlangen bei jedem Eintritt 
nachzuweisen. 

 
(9) Der Missbrauch von Eintrittsbelegen oder Sonderausweisen zieht grundsätzlich 

Strafanzeige, Einzug der Eintrittskarte oder des Ausweises und Erlass eines 
Hausverbots nach sich. Weitere Folgen können in der Entgeltordnung geregelt 
werden. 

 

(10) Bei Verlust von Mehrpunkte- oder Zeitkarten wird eine Ersatzleistung nur nach 
Vorlage eines gültigen Kassenbelegs gewährt. Ohne Kassenbeleg besteht kein 
Anspruch auf eine Ersatzleistung. 

 
§ 4 

Zutritt 
 

(1) Der Besuch der Bäder steht grundsätzlich jeder Person frei; für bestimmte Fälle können 
Einschränkungen geregelt werden. 

 

(2) Jeder Badegast muss im Besitz einer gültigen Eintrittskarte oder Zutrittsberechtigung für das 
Bad sein. 

 
(3) Kinder, die das 7. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, dürfen die Bäder nur in 

Begleitung eines Erwachsenen benutzen, der verpflichtet ist, das Kind ständig zu 
beaufsichtigen und für die Sicherheit des Kindes die Verantwortung trägt. 
Personen, die sich ohne fremde Hilfe nicht sicher fortbewegen oder an- und 
auskleiden können oder zu Krampf- und Ohnmachtsanfällen neigen, ist die Benutzung der 
Bäder nur zusammen mit einer verantwortlichen Person gestattet, die ggf. entsprechende 
Hilfe leisten kann. 

 

(4) Der Zutritt ist u. a. Personen nicht gestattet: 
a) die unter Einfluss berauschender Mittel stehen, 
b) die Tiere mit sich führen 
c) die an einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit im Sinne 

der gesetzlichen Vorschriften oder offenen Wunden oder Hautausschlägen 
leiden (im Zweifelsfall kann die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung 
gefordert werden). 

 
 

§ 5 
Verhalten in den Bädern 

 
(1) Die Badegäste haben alles zu unterlassen, was den guten Sitten sowie der Aufrechterhaltung 

der Sicherheit, Ruhe und Ordnung zuwiderläuft. Insbesondere sind sexuelle Belästigungen, 
zum Beispiel durch anzügliche Gesten, Äußerungen und körperliche Annäherungen untersagt. 
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Sexuelle Belästigungen ziehen grundsätzlich Strafanzeige und Erlass eines Hausverbots nach 
sich. 

 
(2) Die Einrichtungen des Bades einschließlich der Leihartikel sind pfleglich zu behandeln. Bei 

nicht zweckentsprechender Benutzung oder Beschädigung haftet der Badegast für den 
entstandenen Schaden. Für schuldhafte Verunreinigungen, die über das Ausmaß eines 
bestimmungsgemäßen Gebrauchs hinausgehen, kann ein besonderes Reinigungsgeld erhoben 
werden, dessen Höhe im Einzelfall nach Aufwand festgelegt wird. 

 

(3) Barfußbereiche dürfen nicht mit Straßenschuhen betreten werden. Mitgebrachte Hilfsmittel 
wie Rollstühle oder Rollatoren sowie Rollkoffer sind vor Betreten des Barfußbereiches durch 
den Badegast oder deren Begleitperson zu reinigen. 

 
(4) Badegästen ist es nicht erlaubt, Musikinstrumente, Ton- oder Bildwiedergabegeräte und 

andere Medien zu benutzen, wenn es dadurch zu Belästigungen der übrigen Badegäste 
kommt. 

 

(5) Das Fotografieren und Filmen anderer Personen und Gruppen ohne deren Einwilligung ist 
nicht gestattet. Für gewerbliche Zwecke und für die Presse bedarf das Fotografieren und 
Filmen der vorherigen Genehmigung durch das Sport- und Bäderamt. 

 
(6) Vor der Benutzung der Becken muss eine Körperreinigung vorgenommen werden. Rasieren, 

Nägel schneiden, Haare färben u. a. sind nicht erlaubt. 
 

(7) Jeder Badegast hat sich auf die in einem Badebetrieb typischen Gefahren durch gesteigerte 
Vorsicht einzustellen. 

 

(8) Speisen und Getränke dürfen nur zum eigenen Verzehr mitgebracht und nur in den 
ausgewiesenen Bereichen verzehrt werden. 

 
(9) Die Benutzung von Sport- und Spielgeräten ist nur mit Zustimmung des Aufsichtspersonals 

gestattet. 
 

(10) Zerbrechliche Behälter (z.B. Behälter aus Glas oder Porzellan) dürfen nicht mitgebracht 
werden. 

 

(11) Das Rauchen ist in allen Räumen sowie an den Beckenumgängen, auf den Wiesen zwischen 
den Becken, im Wartebereich und um den Kiosk herum in den Freibädern untersagt. Bereiche 
mit Raucherlaubnis werden so eingerichtet, dass von ihnen keine Belästigung der 
Mitarbeitenden und der anderen Badegäste ausgeht. Dies gilt auch für elektrische Zigaretten 
(Erhitzer und Verdampfer). 

 
(12) Fundsachen sind dem Personal zu übergeben und werden nach den gesetzlichen 

Bestimmungen behandelt. 
 

(13) Garderobenschränke und/oder Wertfächer stehen dem Badegast nur während der Gültigkeit 
seiner Zutrittsberechtigung zur Benutzung zur Verfügung. Auf die Benutzung besteht kein 
Anspruch. Nach Betriebsschluss werden alle noch verschlossenen Garderobenschränke und 
Wertfächer geöffnet und ggf. geräumt. Der Inhalt wird als Fundsache behandelt. 

 

(14) Liegen und Stühle dürfen nicht mit Handtüchern, Taschen oder anderen Gegenständen 
dauerhaft belegt werden. Auf den Liegen und Stühlen abgelegte Gegenstände werden im 
Bedarfsfall durch das Personal abgeräumt. 

 
(15) Der Zugang zu den Badeeinrichtungen ist nur über die hierfür vorgesehenen 

Gänge und Treppen gestattet. Die Wege von den Einzelkabinen, Wechselkabinen 924



und Sammelumkleideräumen zu den Duschräumen und zu den 
Schwimmbecken sowie alle in diesem Bereich liegenden sonstigen Räume und 
der Schwimmbeckenumgang dürfen nur barfuß oder mit Badeschuhen betreten 
werden. Nach dem Wiederankleiden sind die Einzel- und Wechselkabinen nur 
durch die Türe zum Stiefelgang zu verlassen. 

 
 

§ 6 
Haftung 

 
(1) Die Bundesstadt Bonn haftet grundsätzlich nicht für Schäden der Badegäste. Dies gilt nicht für 

eine Haftung wegen Verstoßes gegen eine wesentliche Vertragspflicht und für eine Haftung 
wegen Schäden des Badegastes aus einer Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit 
sowie ebenfalls nicht für Schäden, die der Badegast aufgrund einer vorsätzlichen oder grob 
fahrlässigen Pflichtverletzung der Bundesstadt Bonn, dessen gesetzlichen Vertretern oder 
Erfüllungsgehilfen erleidet. Wesentliche Vertragspflichten sind solche, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglichen und auf deren 
Einhaltung der Nutzer regelmäßig vertrauen darf. 

 
(2) Als wesentliche Vertragspflicht der Bundesstadt Bonn zählt insbesondere, aber nicht 

ausschließlich, die Benutzung der Badeeinrichtung, soweit diese nicht aus zwingenden 
betrieblichen Gründen teilweise gesperrt sind, sowie die Teilnahme an den angebotenen, im 
Entgelt beinhalteten Veranstaltungen zu ermöglichen. 

 
(3) Dem Badegast wird ausdrücklich geraten, keine Wertgegenstände mit in das Bad zu nehmen. 

Von Seiten der Bundesstadt Bonn wird keinerlei Bewachung oder Sorgfaltspflicht für dennoch 
mitgebrachte Wertgegenstände übernommen. Für Verlust von Wertsachen, Bargeld und 
Bekleidung haftet die Bundesstadt Bonn nur nach den gesetzlichen Regelungen. Dies gilt auch 
bei Beschädigung der Sachen durch Dritte. 

 
(4) Das Einbringen von Geld oder Wertgegenständen in durch die Bundesstadt Bonn zur 

Verfügung gestellten Garderobenschränken und/ oder einem Wertfach begründet keinerlei 
Pflichten der Bundesstadt Bonn in Bezug auf die eingebrachten Gegenstände. Insbesondere 
werden keine Verwahrpflichten begründet. Es liegt allein in der Verantwortung des Nutzers, 
bei der Benutzung eines Garderobenschrankes und/ oder Wertfaches diese ordnungsgemäß zu 
verschließen, den sicheren Verschluss der jeweiligen Vorrichtung zu kontrollieren und die 
Schlüssel sorgfältig aufzubewahren. 

 

(5) Die zur Verfügung gestellten Garderobenschränke und/ oder Wertfächer verfügen zum Teil 
über Münzpfandschlösser. Bei Verlust des Schlüssels des Münzpfandschlosses hat der 
Badegast Schadenersatz für den Schlüssel in Höhe des in der Entgeltordnung festgelegten 
Betrages zu leisten. In diesem Fall oder wenn der Schlüssel für das mitgebrachte Schloss 
verloren gegangen ist, wird der Inhalt des Garderobenschrankes erst ausgehändigt, wenn das 
Besitzrecht nachgewiesen wurde. Für dabei entstandene Schäden am mitgebrachten Schloss 
wird kein Ersatz geleistet. 

 
 
 

§ 7 
Verhaltensregeln für den Badebetrieb 

 
(1) Der Badegast ist für das Verschließen des Garderobenschrankes und/oder Wertfaches und die 

Aufbewahrung selbst verantwortlich. 
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(2) Im gesamten Badbereich ist stets eine angemessene Badekleidung zu tragen. Dabei muss die 
Badekleidung mindestens die primären Geschlechtsmerkmale vollständig bedecken. Der 
Aufenthalt im Nassbereich der Bäder ist weder mit Straßenkleidung noch mit Schuhen oder 
Taschen gestattet. 

 
(3) Seitliches Einspringen, das Hineinstoßen oder Werfen anderer Personen in die Becken ist 

untersagt. 
 

(4) Die angebotenen Wasserattraktionen verlangen Umsicht und Rücksichtnahme auf die anderen 
Badegäste. 

 
(5) Die Benutzung von Sprunganlagen und Wasserrutschen geht über die im Badebetrieb 

typischen Gefahren hinaus. Der Badegast hat sein Verhalten darauf einzustellen. Diese 
Anlagen dürfen nur nach Freigabe durch das Personal genutzt werden. 

 
(6) Das Betreten der Sprungplattformen und der Sprungbretter ist nur einzeln erlaubt. Es darf nur 

in Längsrichtung gesprungen werden, wobei sich der springende Badegast vorher zu 
vergewissern hat, ob dies ohne Gefährdung anderer möglich ist. Nach dem Sprung muss der 
Bereich unterhalb des Sprungturms sofort verlassen werden. Es ist unzulässig, während der 
Benutzung der Sprunganlagen im Sprungbereich zu schwimmen. 

 
(7) Wasserrutschen dürfen nur entsprechend der aushängenden Beschilderung benutzt werden, 

der Sicherheitsabstand beim Rutschen muss eingehalten und der Landebereich sofort 
verlassen werden. 

 
(8) Die Benutzung von Augenschutzbrillen (Schwimmbrillen) erfolgt auf eigene Gefahr. 

 

(9) Die Nutzung von mitgebrachten Übungs-, Trainings- oder Spiel- und Sportgeräten kann vom 
Personal eingeschränkt oder untersagt werden. 

 
(10) Bei Gewitter sind Schwimmbecken, Umgänge und Wiesenflächen in den Freibädern sofort zu 

räumen und die Schutzbereiche aufzusuchen. 
 
 

 
 

 
 

 
  

  
 

 
 

 
 

 
 

 

IV. Schlussbestimmungen

  § 8
Inkrafttreten

Diese Haus- und Badeordnung tritt am 15.06.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Haus- und Badeordnung für die Bäder der Bundesstadt Bonn vom 15. April 2016 außer Kraft.

Der Rat der Bundesstadt Bonn hat die vorstehende Haus- und Badeordnung für die
Bäder der Bundessstadt Bonn in seiner Sitzung am 13.06.2023 beschlossen.

Bonn, den 20. Juni 2023

                                                                                                             Dörner
                                                                                                             Oberbürgermeisterin926



Öffentliche Zustellung 
 

nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land NRW vom  
07.03.2006 (GV NRW. S. 94 / SGV NRW. 2010) in der zurzeit gültigen Fassung 

 

 

Die Bescheide der Stadt Bonn   Amt 33 - 2   
 
Datum PK-Nr. 

05.04.2023 7777.5744.4900 
Betroffene/r   

Herr Maier,Dennis, Auf dem Grend 8, 53844 Troisdorf       
Datum PK-Nr. 

14.06.2023 7777.5748.6018 
Betroffene/r   

Frau Mokhtar,Amina, Heisterbacher Str. 18 B, 53639 Königswinter       
Datum PK-Nr. 

13.06.2023 7777.4797.6705 
Betroffene/r   

Herr Bjelkengren,Pal, Am Listholze 72, 30177 Hannover       
Datum PK-Nr. 

13.06.2023 7777.4826.4628 
Betroffene/r   

Herr Zaim Zouggaghi, Mustapha, Friesdorfer Str. 4, 53173 Bonn       
Datum PK-Nr. 

13.06.2023      7777.4823.5652 
Betroffene/r   

Herr Zamzami, Amanullah, Celsiusstr. 7, 53125 Bonn       
Datum PK-Nr. 

28.04.2023 7777.4821.8669 
Betroffene/r   

Herr Zaim Zouggaghi, Mustapha, Friesdorfer Str. 4, 53173 Bonn       
Datum PK-Nr. 

02.05.2023 7777.4814.4908 
Betroffene/r   

Herr Broeckelmann, Kevin Joseph, Probststraße 7 Apt 814, 70567 Stuttgart       
Datum PK-Nr. 

30.05.2023 7777.5764.4667 
Betroffene/r   

Herr Dönges, Peter Karl, Rudi-Holberg-Weg 20, 46119 Oberhausen       
 

 
jetzt unbekannten Aufenthaltes, liegen zur Abholung durch die Empfänger oder deren Bevollmächtigten während 
der Dienststunden im Stadthaus, Berliner Platz 2, Etage 4 A, Registratur, 53111 Bonn, bereit. 
Das vorgenannte Dokument wird hiermit gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG)  öffentlich  
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.. 
 
 

Bonn, den   19.Juni 2023    
 
 

Die Oberbürgermeisterin 

Im Auftrag 
 
 

gez. Merzenich 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
 

Haushaltssatzung der Bundesstadt Bonn für die Haushaltsjahre 2023/2024 
 
 

Aufgrund der §§ 78ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. April 2022 

(GV. NRW. S. 490), hat der Rat der Bundesstadt Bonn mit Beschluss vom 27.04.2023 folgende Haus-

haltssatzung erlassen: 

 

§ 1 Ergebnisplan und Finanzplan 

 

Der Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023 und 2024, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 

Bundesstadt Bonn voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie einge-

henden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 

enthält, wird 

 

im Ergebnisplan mit einem                                                     

 2023 2024 

Gesamtbetrag der Erträge auf  1.688.431.222,68 EUR 1.776.592.269,87 EUR

Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  1.746.484.970,01 EUR 1.836.048.937,31 EUR

abzüglich globaler Minderaufwand von 16.000.000,00 EUR 16.400.000,00 EUR

somit auf 1.730.484.970,01 EUR 1.819.648.937,31 EUR

 

im Finanzplan mit einem   

 2023 2024 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufen-

der Verwaltungstätigkeit auf  1.556.201.552,90 EUR 1.641.890.678,71 EUR

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufen-

der Verwaltungstätigkeit auf  1.637.895.128,25 EUR 1.720.285.613,96 EUR

Nachrichtlich: Globaler Minderaufwand von 16.000.000,00 EUR 16.400.000,00 EUR

im Ergebnisplan  

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  

Investitionstätigkeit auf 75.560.699,30 EUR 104.247.580,07 EUR

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 

Investitionstätigkeit auf  358.988.256,46 EUR 447.553.633,80 EUR

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  

Finanzierungstätigkeit auf 440.757.697,56 EUR 504.610.096,90 EUR
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Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  

Finanzierungstätigkeit auf 215.975.806,59 EUR 230.470.711,48 EUR

festgesetzt. 

 

Der vorgenannte globale Minderaufwand im Ergebnisplan gemäß § 75 Absatz 2 Satz 4 GO NRW wird in 

den folgenden Teilplänen abgebildet: 

1.01.16 Personalmanagement 

1.02.19 Brandschutz 

1.03.01 Grundschulen 

1.05.01 Grundsicherungsl. SGB II 

1.05.02 Leistungen nach SGB XII 

1.05.11 Schwerbehindertenrecht 

1.06.02 Tageseinrichtungen f. Kinder 

1.06.05 Sonst. Leistungen zur Förderungen junger Menschen u. Familien 

1.12.01 Gemeindestraßen 

1.16.05 Allg. Zuweisungen/Umlagen/Abgaben 

 

§ 2 Kreditermächtigungen für Investitionen 

                                                                            
2023 2024 

Der Gesamtbetrag der Kredite (ohne Um-

schuldung), deren Aufnahme für Investitionen 

erforderlich ist, wird auf  290.757.697,56 EUR  354.610.096,90 EUR 

davon Konzernfinanzierung 33.532.000,00 EUR 70.000.000,00 EUR

festgesetzt. 

 

§ 3 Verpflichtungsermächtigungen 

 2023 2024 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungs-

ermächtigungen, der zur Leistung von Investi-

tionsauszahlungen in künftigen Jahren erfor-

derlich ist, wird auf  55.055.010,00 EUR 97.459.738,45 EUR

festgesetzt. 

 

§ 4 Ausgleichsrücklage und Allgemeine Rücklage 

                                                                            2023 2024 

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage 

aufgrund des voraussichtlichen Jahresergeb-

nisses im Ergebnisplan wird auf 42.053.747,33 EUR 22.026.829,13  EUR
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Die Verringerung der allgemeinen Rücklage 

aufgrund des voraussichtlichen Jahresergeb-

nisses im Ergebnisplan wird auf  0 EUR  21.029.838,31 EUR 

festgesetzt. 

 

§ 5 Kredite zur Liquiditätssicherung 

 2023 2024 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquidi-

tätssicherung in Anspruch genommen werden 

dürfen, wird auf  

 

 

1.400.000.000,00 EUR 1.400.000.000,00 EUR

davon Konzernfinanzierung 100.000.000,00 EUR 100.000.000,00 EUR

festgesetzt. 

 

§ 6 Steuersätze 

 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für die Haushaltsjahre 2023 und 2024 wie folgt festge-

setzt: 

                                                                                                            2023   2024 

1. Grundsteuer  

1.1 für land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) auf 

 

340 v.H. 340 v.H.

1.2  für Grundstücke (Grundsteuer B) auf 680 v.H. 680 v.H.

 

2.  Gewerbesteuer auf 490 v.H. 537 v.H.

 

§ 7 Regelungen zur Bewirtschaftung 

 

1. Planungen zu Investitionsvorhaben über 2 Mio. EURO, die durch eigene Kräfte oder Dritte erstellt 

werden, sind vorab dem Ausschuss für Wohnen, Planung und Bauen, dem Ausschuss für Finanzen, 

Beteiligungen und Vergabe sowie dem Rat zur Beschlussfassung vorzulegen. Dies betrifft auch die 

Umsetzung von bereits früher beschlossenen Planungen. 

 

Nach Zustimmung durch die Gremien sind die Planungen mit einer Kostenschätzung gem. der Leis-

tungsphase 1 u. 2 HOAI zu erstellen. 

 

Nach Ermittlung der Kosten gem. Leistungsphase 1 u. 2 sind diese erneut den genannten Gremien 

vorzulegen, damit sie in Kenntnis der Gesamtkosten des Projektes entscheiden können, ob das Pro-

jekt realisiert und in den Haushalt bzw. die dazugehörige mittelfristige Finanzplanung aufgenommen 

wird.  
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2. Neue investive Maßnahmen, deren Gesamtkosten über 250.000 EUR betragen, sind zu Gunsten des 

Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Vergabe gesperrt. 

 

3. Mit Maßnahmen, für die Zuweisungen bewilligt werden, darf erst begonnen werden, wenn sicher-

gestellt ist, dass die Vorfinanzierung nicht über 12 Monate hinausgeht. 

 

Maßnahmen, für die Zuweisungen bewilligt werden, dürfen erst begonnen werden, wenn ein Bewilli-

gungsbescheid vorliegt. Werden mögliche Zuweisungen nicht oder nicht in der geplanten Höhe be-

willigt, dürfen die Maßnahmen nur nach besonderem Beschluss des Rates begonnen werden. Dabei 

ist eine Deckung für den fehlenden Zuschuss zu beschließen. 

 

4. Freigaben für den investiven Haushalt werden durch die Stadtkämmerei bewilligt. Für die Durchfüh-

rung von Maßnahmen, die nicht im Einzelnen erläutert sind, ist die Genehmigung der Kämmerei er-

forderlich. 

 

5. Es kann durch Zweckbindungsvermerk bestimmt werden, dass Mehrerträge/Mindererträge bestimm-

te Ermächtigungen für Aufwendungen erhöhen bzw. vermindern. Dies gilt entsprechend für Mehrein-

zahlungen und Mehrauszahlungen für Investitionen. 

Über den Haushaltsansatz hinausgehende, durch Vermerk zweckgebundene Erträge/Einzahlungen, 

können grundsätzlich nach der Genehmigung für Mehraufwendungen/-auszahlungen verwendet 

werden. Diese Mehrausgaben gelten nicht als überplanmäßige Ausgaben. 

 

6. Die Mittel im Ergebnis- und Investitionshaushalt sind entsprechend den Wirkungsvorgaben, Zielver-

einbarungen und Zweckbindungen zu verwenden. Umschichtungen innerhalb eines Budgets, die zu 

einer Veränderung der vereinbarten Wirkungsvorgaben, Zielvereinbarungen und Zweckbindungen 

führen, sind nur im Benehmen mit den zuständigen Fachausschüssen zulässig. Soweit der Haushalt 

keine eindeutigen Wirkungsvorgaben, Zielvereinbarungen und Zweckbindungen enthält, sind die Mit-

tel gemäß den Produktbeschreibungen zu verwenden. 

 

7. Budgetverantwortung 

Der/Die Verantwortliche für die jeweilige Budgetebene stellt sicher, dass das Budget seiner/ihrer 

Budgetebene im Falle eines Zuschussbudgets nicht überschritten und im Falle eines Überschuss-

budgets nicht unterschritten wird. Die Budgetverantwortlichen sind für einen effektiven und wirt-

schaftlichen Einsatz der ihnen anvertrauten Ressourcen zuständig. Im Haushaltsplan wird zu jeder 

Produktgruppe der/die Budgetverantwortliche genannt. 

 

8. Budgetüberschreitungen 
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Über- und außerplanmäßige Ausgabeermächtigungen, die nicht aus dem Budget des jeweiligen De-

zernates gedeckt werden können, bedürfen der Genehmigung durch den Rat. 

 

§ 8 Stellenplan 

Die im Stellenplan enthaltenen Vermerke „künftig umzuwandeln“ (k.u.) und „künftig wegfallend“ (k.w.) 

werden unverzüglich an dieser Stelle wirksam. Die/Der Stelleninhaberin/Stelleninhaber wird zeitnah 

auf eine andere Stelle umgesetzt. 

 

Der Stellenplan für 2023/2024 wird in der Fassung des Ratsbeschlusses vom 27.04.2023 festge-

stellt. 

 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Haushaltssatzung wurde mit ihren Anlagen gem. § 80 Abs. 5 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) der Bezirksregierung in Köln am 24.05.2023 angezeigt. Dabei wurde 
zugleich die Genehmigung zur Verringerung der allgemeinen Rücklage gem. § 75 Abs. 4 GO NRW be-
antragt. 
 
Mit Verfügung vom 21.06.2023 hat die Bezirksregierung Köln die Verringerung der allgemeinen Rückla-
ge gem. § 75 Abs. 4 GO NRW genehmigt. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung bis zum 
Ende der Auslegung des Jahresabschlusses gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW bei der Stadtkämmerei im 
Stadthaus, Berliner Platz 2 (Etage 17 A), 53111 Bonn in den Bürozeiten zur Einsichtnahme aus. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von 
sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden 
c) die Oberbürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet 
d) der Form- und Rechtsmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Bonn, den 22.06.2023 
 
Die Oberbürgermeisterin 
In Vertretung 
 
gez. Heidler 
 
 
Margarete Heidler 
 
(Stadtkämmerin) 
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Städtisches Gebäudemanagement Bonn 

Jahresabschluss zum 31.12.2019 

Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am 06.05.2021 den Jahresabschluss zum 

31.12.2019 des Städtischen Gebäudemanagements Bonn (SGB) festgestellt und folgende Beschlüsse 

gefasst: 

1. Der Rat nimmt von dem Prüfungsergebnis der bestellten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

RSM GMBH Kenntnis und stellt den Jahresabschluss 2019 des SGB nebst Anhang und 

Lagebericht mit einer Bilanzsumme von 891.135 TEUR und einem handelsrechtlichen 

Jahresfehlbetrag von 8.244 TEUR fest.  

2. Der handelsrechtliche Jahresfehlbetrag 2019 in Höhe von 8.244 TEUR wird mit der 

allgemeinen Rücklage des SGB verrechnet. 3. Der Betriebsleitung des SGB wird für das Jahr 

2019 Entlastung erteilt. 

3. Der Betriebsleitung des SGB wird für das Jahr 2019 Entlastung erteilt. 

 

Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i.V.m. 
Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprüferin des Betriebes Städtisches 
Gebäudemanagement Bonn. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2019 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM GmbH, Köln, bedient.  

Diese hat mit Datum vom 30.10.2020 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt.  

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Städtisches Gebäudemanagement Bonn (SGB), Bonn 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Städtisches 
Gebäudemanagement Bonn (SGB), Bonn, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 
2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
- geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
Städtisches Gebäudemanagement Bonn (SGB), Bonn, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis 
zum 31. Dezember 2019 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

-    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung Nordrhein- Westfalen (EigVO NRW) i. V. m. den einschlägigen 
deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der eigenbetriebsähnlichen 
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Einrichtung zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 

-    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der EigVO NRW und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit       
§ 317 HGB und § 106 Gemeindeordnung Nordrhein- Westfalen (GO NRW) sowie der Verordnung 
über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen 
Einrichtungen unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsausschusses für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
Vorschriften der EigVO NRW i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der 
EigVO NRW i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
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Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts 
in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der EigVO NRW i. V. m. den einschlägigen 
deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und 
ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der EigVO NRW         
i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und §106 GO NRW sowie der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - 
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 
als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung abzugeben. 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
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- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die eigenbetriebsähnliche 
Einrichtung ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung vermittelt. 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 

Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM GmbH ausgewertet 
und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 

Herne, den 27.04.2023 

gpaNRW“ 

 

Bonn, den 05.06.2023 

Städtisches Gebäudemanagement Bonn 

i.A. Thomas Kaut 

Betriebsleitung 
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Städtisches Gebäudemanagement Bonn 

Jahresabschluss zum 31.12.2020 

Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am 05.05.2022 den Jahresabschluss zum 

31.12.2020 des Städtischen Gebäudemanagements Bonn (SGB) festgestellt und folgende Beschlüsse 

gefasst: 

1. Der Rat nimmt von dem Prüfungsergebnis der bestellten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

RSM GMBH Kenntnis und stellt den Jahresabschluss 2020 des SGB nebst Anhang und 

Lagebericht mit einer Bilanzsumme von 926.597 TEUR und einem handelsrechtlichen 

Jahresfehlbetrag von 8.728 TEUR fest.  

2. Der handelsrechtliche Jahresfehlbetrag 2020 in Höhe von 8.728 TEUR wird mit der 

allgemeinen Rücklage des SGB verrechnet.  

3. Der Betriebsleitung des SGB wird für das Jahr 2020 Entlastung erteilt. 

 

Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i.V.m. 
Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprüferin des Betriebes Städtisches 
Gebäudemanagement Bonn. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2020 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM GmbH, Köln, bedient.  

Diese hat mit Datum vom 10.09.2021 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt.  

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Städtisches Gebäudemanagement Bonn (SGB), Bonn 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Städtisches 
Gebäudemanagement Bonn (SGB), Bonn, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
- geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
Städtisches Gebäudemanagement Bonn (SGB), Bonn, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 
zum 31. Dezember 2020 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

-    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung Nordrhein- Westfalen (EigVO NRW) i. V. m. den einschlägigen 
deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen 
Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
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Finanzlage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 und 

-    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein unter Beachtung der landesrechtlichen 
Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht 
den Vorschriften der EigVO NRW i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit       
§ 317 HGB und § 106 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) sowie der Verordnung über 
die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen 
Einrichtungen unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsausschusses für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
Vorschriften der EigVO NRW i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie 
der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit 
den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen. 
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein unter Beachtung der landesrechtiichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der EigVO NRW i. V. m. den einschlägigen 
deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
Vorschriften der EigVO NRW i.V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und 
ob der Lagebericht insgesamt ein unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes 
Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den Vorschriften der EigVO NRW i. V. m. den einschlägigen deutschen für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 106 GO NRW sowie der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - 
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 
als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
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angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung abzugeben. 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die eigenbetriebsähnliche 
Einrichtung ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt. 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung. 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 

Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM GmbH ausgewertet 
und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
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Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 

Herne, den 27.04.2023 

gpaNRW“ 

 

 

Bonn, den  05.06.2023 

Städtisches Gebäudemanagement Bonn 

i.A. Thomas Kaut  

Betriebsleitung 
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